
Mit Blick auf die jüngsten Diskus-
sionen zur Lebenserwartung der
Bundesbürger sowie auf die Ant-
wort der Bundesregierung auf eine
Anfrage der Fraktion DIE LINKE zum
Zusammenhang von sozialem Sta-
tus und Lebenserwartung sagte die
arbeitspolitische Sprecherin der
Linksfraktion im Thüringer Landtag,
Ina Leukefeld: „Eine neue Erkennt-
nis ist das nicht. Lebens- und Ar-
beitsbedingungen haben entschei-
denden Einfluss auf Gesundheit und
Lebenserwartung.“

„Geringes Einkommen, schwere und
gesundheitsgefährdende Arbeit,  stän-
dige Erreichbarkeit, Arbeit ohne Ende
und Pausen, psychische Belastungen
und schlechte Arbeitsatmosphäre im
Unternehmen haben weitreichende
Auswirkungen. Dabei ist in Suhl und Ei-
senach die Lebenserwartung im Ver-
gleich zu westlichen Städten und Re-
gionen besonders gering“, so die Abge-
ordnete weiter. Politik stehe in der Ver-
antwortung, „Armut trotz Arbeit zu ver-
hindern, prekäre Beschäftigung abzu-
bauen, Arbeits- und Gesundheits-
schutz gut miteinander zu verbinden,
auf die bessere Vereinbarkeit von Ar-
beitsbedingungen und familiären Ver-
pflichtungen hinzuwirken und generell
die Arbeitszeit zu verringern. Das sind
wichtige Voraussetzungen für gute Ar-
beit und gutes Leben.“

Ina Leukefeld unterstützt grundsätz-
lich die Initiative „Arbeitszeitverkür-
zung jetzt!“. Im Kern geht es dabei um
die schrittweise Einführung einer 30-

Stunden-Woche bei gleichbleibendem
Lohn für untere und mittlere Einkom-
men. Nach Berechnungen der Arbeits-
gruppe Alternative Wirtschaftspolitik
sei die kurze Vollzeit von 30 Stunden
ohne Arbeitsverdichtung tatsächlich
möglich und auch finanzierbar. „Es ist
an der Zeit, diese Überlegungen durch
Stärkung der Gewerkschaften, selbst-
bewusste Arbeitnehmer und eine hö-
here Tarifbindung in die öffentliche De-
batte zu bringen“, betonte die Arbeits-
politikerin.

Je niedriger der soziale Status,
desto höher das Krankheitsrisiko

Zur Antwort der Bundesregierung auf
die schriftliche Frage der stellvertreten-
den Vorsitzenden und arbeitsmarktpoli-
tischen Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE im Bundestag, Sabine Zimmer-
mann, zum Zusammenhang von sozia-
lem Status und Lebenserwartung vom
11. März 2016:

Kernaussagen:  Laut aktueller Ge-
sundheitsberichterstattung des Bun-
des beträgt die Differenz in der Le-
benserwartung zwischen der niedrig-
sten und der höchsten von fünf Ein-
kommensgruppen bei Frauen 8,4 Jahre
und bei Männern 10,8 Jahre. Die Le-
benserwartung besonders von Män-
nern liegt in struktur- und einkom-
mensschwachen Regionen wie weiten
Teilen der neuen Bundesländer und
Teilen des Ruhrgebiets, des Saarlandes
und Frankens statistisch signifikant
unter dem bundesdeutschen Durch-
schnitt. Die Unterschiede in der Le-

benserwartung sind auf unterschiedli-
che Risikofaktoren wie Bildung und Ge-
sundheitsverhalten sowie Arbeits- und
Lebensbedingungen zurückzuführen.

Bei vielen Krankheiten und Be-
schwerden, die aus den genannten Ri-
sikofaktoren resultieren, bestehen
ebenfalls soziale Unterschiede mit ei-
nem höheren Anteil der unteren Sta-
tusgruppen. Die Fragestellerin wie die
antwortende Bundesregierung bezo-
gen sich auf die aktuelle Gesundheits-
berichterstattung des Bundes („Ge-
sundheit in Deutschland“), die vom Ro-
bert-Koch-Institut in Zusammenarbeit
mit dem Statistischen Bundesamt er-
stellt wird.

Darin heißt es weitergehend: „Für ei-
ne Vielzahl chronischer Krankheiten
gilt: Je niedriger der soziale Status, de-
sto höher ist das Erkrankungsrisiko. Zu
diesen Krankheiten zählen Herzinfarkt
und Schlaganfall, bestimmte Krebsar-
ten wie Lungen- und Magenkrebs,
Stoffwechselstörungen wie Diabetes
mellitus sowie degenerative Erkran-
kungen des Muskel- und Skelettsy-
stems. (…) Das höhere Krankheitsrisi-
ko und die häufigeren Gesundheitspro-
bleme spiegeln sich letztlich in einer
erhöhten vorzeitigen Sterblichkeit sozi-
al benachteiligter Bevölkerungsgrup-
pen.“

Weitere themenrelevante Informa-
tionen enthält außerdem die Ausgabe
02/2016 des Bundesgesundheitsblat-
tes, die den Titel „Soziale Ungleichheit
und Gesundheit“ trägt.

www.arbeitszeitverkuerzung-jetzt.de

Türkei „sind rechtswidrig und die Bun-
desregierung ist dringend aufgefor-
dert, gemeinsam mit der EU nach neu-
en Lösungen zu suchen“. 

Sabine Berninger verwies nochmals
auf den Vorschlag des Thüringer Mini-
sterpräsidenten Bodo Ramelow zur
Aufnahme von sich derzeit in Griechen-
land aufhaltenden Flüchtlingen. „Dies
ist ein realistischer und gangbarer
Weg, den die Bundesregierung gemein-
sam mit den Bundesländern aktiv auf-
greifen kann, um eine humane und an
Menschenrechten orientierte Flücht-
lingspolitik zu gestalten.“ Mit einem
Thüringer Sonderweg oder gar Profilie-
rungsbestrebungen habe dieser Vor-
schlag nichts gemein, wies die Flücht-
lingspolitikerin die Behauptungen des
SPD-Bundestagsabgeordneten Schnei-
der scharf zurück.

Kriegsgebiete nach Syrien und Afgha-
nistan ab. „Das zeigt, dass die Türkei
kein Staat ist, in den die EU Flüchtlinge
zurückschicken darf. Die Menschen
sind dort nicht sicher!“, unterstreicht
die LINKE-Politikerin. Gleichzeitig sei
Griechenland mit der Situation der
Flüchtlinge vollkommen überfordert.

Aus Protest gegen die inzwischen
haftähnlichen Zustände in den soge-
nannten „Hotspot-Lagern“ der EU ha-
ben das UNHCR und die Organisation
Ärzte ohne Grenzen am 22. und 23.
März ihre Zusammenarbeit mit den
griechischen Behörden aufgekündigt.
Darüber hinaus finden die versproche-
nen beschleunigten Asylverfahren auf
Grund mangelnder Infrastruktur in
Griechenland auf absehbare Zeit nicht
statt. Die Massenabschiebungen von
Flüchtlingen aus Griechenland in die

Angesichts der jetzt begonne-
nen Abschiebungen von Flüchtlin-
gen aus Griechenland in die Türkei
und mit Blick auf die Abschiebe-
praxis durch die Türkei selbst,
warnte MdL Sabine Berninger „vor
einem Rechtsbruch, an dem sich
die EU nicht beteiligen darf“. 

Der Deal zwischen EU und Türkei
zeige sein flüchtlingsfeindliches Ge-
sicht: „Anstatt den Menschen in
Griechenland und an der türkisch-sy-
rischen Grenze zu helfen, schiebt die
Türkei massenhaft Menschen in
Kriegsgebiete ab. Dies ist ein klarer
Verstoß gegen internationales
Recht.“ Nach Berichten von Amnesty
International und Pro Asyl schiebt die
Türkei seit dem 19. März fast täglich
hunderte syrische und afghanische
Flüchtlinge an ihrer Südgrenze in die

Unterstützung für Initiative:
Arbeitszeitverkürzung jetzt 

EU-Türkei-Deal mit verheerenden Folgen

Das, was die CDU-Opposition im
Landtag bislang an Vorschlägen zur
Verwaltungsreform in  Thüringen
auf den Tisch gelegt hat, ist das Pa-
pier nicht wert, auf dem es aufge-
schrieben wurde. Die Vorschläge
sind rückwärtsgewandt und praxis-
fern. Dabei vor allem auch die Idee,
das Landesverwaltungsamt durch
Aufgabenübernahme aus Kommu-
nen und Ministerien zu einer zen-
tralen Bündelungsbehörde auszu-
bauen.

Dem Thüringer Landesverwal-
tungsamt noch mehr Aufgaben zu-
zuordnen, ist der völlig falsche Weg,
denn das würde zu einem weiteren
Demokratieverlust führen. Es muss
vielmehr um den Abbau von Dop-
pelstrukturen auf Landes- und Kom-
munalebene und eine damit einher-
gehende Stärkung der Kommunen
gehen. Der von der rot-rot-grünen
Regierungskoalition im Leitbild skiz-
zierte Weg weist deshalb in die rich-
tige Richtung.

Wir wollen uns grundsätzlich ei-
nem zweistufigen Aufbau der Lan-
desverwaltung hinwenden. Dabei
soll die Gemeinde- und Kreisebene
umfassend und nachhaltig durch ei-
ne weitgehende Verlagerung von
staatlichen Aufgaben auf die kom-
munale Ebene gestärkt werden. Die
CDU will ganz offensichtlich die
Kommunen dauerhaft in Abhängig-
keit vom Land halten. Mit dem Leit-
bild „Zukunftsfähiges Thüringen“
setzt die Regierungskoalition hinge-
gen auf selbstbewusste und eigen-
verantwortlich agierende Kommu-
nen.

Auch die immer wieder wie eine
Monstranz von der CDU als ver-
meintliches Allheilmittel vor sich
hergetragene ,interkommunale Zu-
sammenarbeit‘ hat sich in den letz-
ten Jahren in den jetzigen Struktu-
ren als nicht zielführend herausge-
stellt. In den Jahren 2013 und 2014
sind von den dafür von der alten
Landesregierung bereitgestellten
Fördermitteln in Höhe von einer
Million Euro gerade einmal 80.000
Euro für zwei Projekte in Anspruch
genommen worden. Die gemeindli-
chen Strukturen sind schlicht nicht
leistungsfähig, um im großen Um-
fang interkommunale Zusammenar-
beit zu betreiben. 

Ich fordere die CDU auf, endlich
ihre Arbeit zu machen und ein zu-
kunftsfähiges Konzept für die Ver-
waltungsstrukturen im Freistaat auf
den Tisch zu legen. Das ist das Min-
deste, was man von der größten
Oppositionsfraktion im Landtag er-
warten kann. 

Rückwärtsgewandt

von Frank Kuschel
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Lebens- und Arbeitsbedingungen mit entscheidendem Einfluss auf Lebenserwartung



Bedenkliche Entwicklungen
im Medienbereich

Steffen Harzer, Südthüringer Ab-
geordneter der LINKEN im Landtag
mit Wahlkreisbüro in Meiningen,
hat Bundesverkehrsminister Alex-
ander Dobrindt nach Wasungen
eingeladen. Hintergrund sind die
aus Thüringer Sicht vorhandenen
Schwachstellen im Entwurf des
Bundesverkehrswegeplans 2030.

Dem Bundesverkehrsminister
sollen vor Ort die Verkehrs- und
Umweltprobleme mit der durch die
Stadt führenden B19 erläutert wer-
den, um ihn von der dringenden
Notwendigkeit einer Ortsumge-
hung für Wasungen zu überzeugen.
Er hoffe, so Steffen Harzer, dass
„Dobrindt die Einladung annimmt,
gemeinsam mit den Thüringern
über Lösungsmöglichkeiten disku-
tiert und diese findet“. 

Es gehe ihm nicht nur um Wa-
sungen, auch der Lückenschluss
der Werratalbahn nach Coburg, der
Ausbau der Mitte-Deutschland-Ver-
bindung und weitere Defizite im
Entwurf des Bundesverkehrswege-
plans könnten bei einem solchen
Termin besprochen werden. Ab-
schließend verwies der Südthürin-
ger Abgeordnete auf die Unterstüt-
zung seines Engagements durch
die Landesregierung und die Links-
fraktion im Landtag.                     

KURZ UND PRÄGNANT
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der Aktuellen Stunde werden drei Fra-
gen aufgeworfen. Erstens: Umstruktu-
rierung als Gefahr für die Vielfalt der
Presselandschaft in Thüringen oder –
anders formuliert – Einheitsbrei aus ei-
nem Topf, Stichwort Monopolisierung.
Zweitens: Umstrukturierung als Gefahr
für die Qualität von Presseerzeugnis-
sen oder Schlagzeilenjournalismus oh-
ne Hintergrund und Tiefenrecherche,
Stichwort Boulevardpresse im schlech-
ten Sinn. Und drittens: Umstrukturie-
rung gleich Stellenabbau.“

Dabei begründe die Zeitungsgruppe
Thüringen ihr sogenanntes Zukunfts-
programm mit den seit Jahren rückläu-
figen Verkaufszahlen sowie mit der
Veränderung des Anzeigengeschäfts.
Es sei in Anbetracht der Erfahrungen
mit TA, TLZ und OTZ hinsichtlich der
immer noch vorhandenen differenzier-
ten inhaltlichen Darstellungen schwer
vorstellbar, bei einer Mantelredaktion
diese Unterschiede aufrechtzuerhal-
ten. Dies schließe die Redaktionsge-
sellschaft unter Führung der drei Chef-
redakteure ausdrücklich mit ein. „An
dieser Stelle soll die individuelle Aus-
prägung der einzelnen Titel sicherge-
stellt werden, nicht mehr in den Redak-
tionen generell. Hier sehen wir eine
Gefahr für die Vielfalt“, warnte André
Blechschmidt.

Die vierte Gewalt im Staat 
muss Grundprinzipien achten

„Spätestens seit Watergate weiß je-
der, dass umfängliche, mithin intensive
und tiefenwirksame Recherchen von
Redakteuren Qualität von Journalismus
garantieren. Deshalb darf man starke
Zweifel haben, dass mit dem angekün-
digten Abbau Qualität gehalten oder
gar verbessert werden kann. Auch hier
sehen wir starke Bedenken, gerade mit
Blick auf die von mir aufgezeigte ge-
sellschaftliche Aufgabe der Medien“,
sagte der Medienpolitiker der Links-
fraktion. Was die Kündigung von ca.
150 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
betreffe, unterstütze die LINKE die For-
derung des Deutschen Journalistenver-
bandes: komplette Übernahme der Re-
dakteure aus dem Mantelbereich in
den Lokalbereich.

„Ja, Presseverlage sind wirtschaftli-
che Unternehmen, die betriebswirt-
schaftlichen Regularien unterliegen,
und dennoch sind sie, wie es so schön
heißt, die vierte Gewalt im Staat und
müssen Grundprinzipien achten, be-
achten und aufrechterhalten, um nicht
Gefahr zu laufen, aus wirtschaftlichen
Gründen eine umfassende, ausgewo-
gene und inhaltsreiche Berichterstat-
tung aufzugeben. So wie Medien die
Aufgabe haben, Politik kritisch zu be-
gleiten, haben aber auch wir die Aufga-
be, bedenkliche Entwicklungen gerade
im Medienbereich aufzuzeigen und ei-
ner sachlichen Kritik zu unterziehen.
Das wollen wir auch weiterhin tun“, so
der  Abgeordnete abschließend.

Mit den Umstrukturierungen bei
der Mediengruppe Thüringen und
den Konsequenzen für die Vielfalt
und Qualität der Printmedien hatte
sich der Thüringer Landtag am 16.
März im Rahmen einer Aktuellen
Stunde auf Antrag der SPD-Fraktion
befasst. 

Der SPD-Fraktionsvorsitzende Mat-
thias Hey hatte darauf verwiesen, dass
am 22. Februar Belegschaft und Öf-
fentlichkeit von den Plänen der Me-
diengruppe erfahren hatten. Diese hat-
te mitgeteilt, dass es zahlreiche Um-
strukturierungen bei den drei Zeitun-
gen TA, OTZ und TLZ gebe.  68 Redak-
teurs-, also Journalistenstellen, 30
Stellen von Sekretärinnen würden
wegfallen. Künftig solle mehr Augen-
merk auf das Lokale und auf die Lan-
despolitik gelegt werden und man wol-
le in dieser Qualität auch den Lesern
mehr entgegenkommen. 

Sorge um die Pressevielfalt
in diesem Land

Der SPD-Politiker betonte: „Unsere
Skepsis ist, dass mit weniger Leuten
eine bessere Arbeit und eine bessere
Qualität gewährleistet werden soll. Wir
fragen uns, ob das eigentlich geht. Wir
sorgen uns also um die Qualität, auch
um die Pressevielfalt in diesem Land.
Es geht aber auch und vor allem um die
Beschäftigten.“ Einladung an den

Bundesverkehrsminister

André Blechschmidt, Medienpoliti-
ker und Parlamentarischer Geschäfts-
führer der LINKEN, begann mit einem
Gedanken von Carlo Schmid. Die heuti-
ge Presse müsse „im Vergleich zur Ver-
gangenheit  nicht nur die staatlichen
Strukturen, die politischen Verantwort-
lichen kontrollieren und dabei ohne fal-
sche Ressentiments Kritik und klare
Worte sprechen, sondern mit gleicher
Vehemenz dem Bürger in der öffentlich
politischen Debatte Bühne bieten.
Denn nur jedes Gleichgewicht dieser
beiden Aspekte ein und derselben Auf-
gabe lässt, so die Überlegung des Pro-
fessors für öffentliches Recht, Presse
glaubwürdig erscheinen“. 

Unterschiede aufrecht erhalten
bei einer Mantelredaktion?

Und dann, so fügte André Blech-
schmidt an, „wird sie als Informations-
und Meinungsgeber akzeptiert und
letztlich so, wie es Verlage natürlich
wollen, auch gekauft“. Gerade heutzu-
tage müsse deutlich ausgesprochen
werden, „Presse ist einerseits Wesens-
bestandteil demokratischer Kontrolle
und andererseits auch Wesensbe-
standteil demokratischer Teilhabe und
Meinungsbildung in unserer Gesell-
schaft. Dies wollen wir bei aller Kritik
gegenüber Presse bei Inhalten, Metho-
de oder strukturellen Maßnahmen
nicht infrage stellen“, sagte der LINKE-
Politiker und stellte weiter fest: „Mit

Angesichts der Sorgen des Lan-
desdatenschutzbeauftragten, mit
dem Personalbestand seine Aufga-
ben nicht mehr erfüllen zu können,
sobald die europäische Daten-
schutzgrundverordnung kommt,
sagt MdL Katharina König: „Wir
sind uns bewusst, dass sich dar-
aus ergebende neue Aufgaben
auch eine Mehrbelastung des Da-
tenschutzbeauftragten bedeuten,
daher wird die personelle Ausstat-
tung im Zuge der Beratungen für
den Landeshaushalt 2018/2019
auf jeden Fall Thema sein. Späte-
stens wenn das EU-Parlament grü-
nes Licht gibt, wird sich auch der
Thüringer Datenschutzbeirat inten-
siv damit beschäftigen.“

Die neue Datenschutzverord-
nung bringt weitreichende Neure-
gelungen mit sich. Insbesondere
das „Recht auf Vergessenwerden“
und die Möglichkeit, Daten von ei-
nem Anbieter zum nächsten mitzu-
nehmen („Portabilität“), werden
auch die Zahl von Anfragen an den
Datenschutzbeauftragten erhö-
hen. Die LINKE werde sich selbst-
verständlich dafür einsetzen, dass
der Beauftragte auch mit diesen
neuen Herausforderungen hand-
lungsfähig bleibt und damit weiter-
hin die kompetente Anlaufstelle für
alle Fragen des Datenschutzes in
Thüringen ist.                               

Vor der europäischen
Datenschutzverordnung

Die Umstrukturierungen bei der Mediengruppe Thüringen waren Thema im Landtag

Die Ankündigung der Gewerkschaft
ver.di, mit dem Land Thüringen und
dem zuständigen Ministerium Gesprä-
che über einen Tarifvertrag für studen-
tische Hilfskräfte an den Hochschulen
zu führen, hat Christian Schaft, hoch-
schul- und wissenschaftspolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE im
Thüringer Landtag, begrüßt. „Es ist an
der Zeit, dass auch studentische Hilfs-
kräfte an den Thüringer Hochschulen
tarifvertraglich abgesichert werden,
damit sie Rechtssicherheit in ihren Ar-
beitsverhältnissen erfahren“, konsta-
tierte der Hochschulpolitiker.

Christian Schaft befürwortete auch
das Vorgehen der Gewerkschaft, zu-
nächst das Gespräch mit den Studie-
renden zu suchen. „Ohne die Beteili-
gung der betroffenen Statusgruppe
lässt sich dieses Projekt nicht ange-
hen. Daher ist es gut, dass ver.di die
Studierenden von Beginn an in den
Prozess miteinbeziehen will und ihre
Mitwirkung an potentiellen Verhand-
lungen ermöglicht.“ 

Neben einer angemessenen Vergü-
tung müsse es Ziel eines Tarifvertrages
sein, dass „der Wildwuchs an Vertrags-
konstruktionen endet und die Vor- und
Nachbereitungszeiten, die studenti-
sche Beschäftigte bei Tutorien aufbrin-

tagsabgeordnete verwies auf den Ko-
alitionsvertrag von Rot-Rot-Grün. Dort
haben sich die Koalitionspartner eben-
falls darauf geeinigt, mit den Gewerk-
schaften und Studierendenvertretun-
gen Gespräche über den Abschluss ei-
nes Tarifvertrages für studentische
Hilfskräfte aufzunehmen. 

„Die Gespräche und der Abschluss
eines Tarifvertrages wären auch ein
notwendiges Zeichen für die Anerken-
nung der Arbeit studentischer Hilfs-
kräfte an den Hochschulen und im Sin-
ne Guter Arbeit in der Wissenschaft“,
betonte Christian Schaft.

Tarifvertrag für studentische Hilfskräfte

gen, eben-
falls ver-
gütet wer-
den, um
die Diskre-
panz zwi-
schen be-
z a h l t e r
und tat-
s ä c h l i c h
geleisteter
Arbeitszeit
zu behe-
ben“. 

Der LIN-
KE-Land-



Mit einer neuen Ausstellung geht
es in der Flur-Galerie in der 4. Etage
des Fraktionsgebäudes im Thüringer
Landtag weiter. Unter dem Motto
„Fremden ein Gesicht geben - Tuareg
in Südalgerien“ zeigt die LINKE in der
Zeit vom 13. April bis zum 20. Mai
Fotos von Helga Wiske über den All-
tag der Tuareg in der Zentralsahara
Südalgeriens. 

Zu ihren Fotos schreibt die Künst-
lerin: „Fremde bleiben Fremde, so-
lange sie uns nicht bekannt sind.
Überall in der Welt habe ich auf mei-
nen Reisen Menschen kennenge-
lernt, die es mir erleichtern zu begrei-
fen, dass wir uns alle ähnlich sind,
ähnlich im Ertragen von Freud und
Leid, ähnlich in unseren Hoffnungen
und Wünschen.“ 

Noch bis zum 14. April können alle
Interessierten den Entwurf des Thü-
ringer Gesetzes zur Dualen Hoch-
schule Gera-Eisenach (Drucksache
6/1744) unter www.forum-
landtag.thueringen.de online disku-
tieren. Es geht dabei um die gesetz-
lich beabsichtigte Wettbewerbsstär-
kung der Ausbildungsstandorte Gera
und Eisenach. Die dort bereits exi-
stierenden staatlichen Studienaka-
demien ermöglichen den Auszubil-
denden berufliche und akademische
Bildung miteinander zu verbinden. Im
direkten Vergleich werden insbeson-
dere in der Anerkennung und Akzep-
tanz der Abschlüsse der staatlichen
Studienakademien Gera und Eisen-
ach im Wirtschafts- und Dienstlei-
stungsbereich Defizite sichtbar.

Über zwei Stunden diskutierten
linke Kommunalpolitikerinnen und
Kommunalpolitiker am 23. März
über den Fortgang der in Thüringen
anstehenden Verwaltungs-, Funk-
tional- und Gebietsreform. Im Fokus
stand der Entwurf eines Vorschalt-
gesetzes, das zum 1. Juli in Kraft
treten soll. 

„Ich glaube, ich habe in meiner Zeit
hier im Landtag noch nie eine so inten-
sive öffentliche Debatte zu einem Ge-
setzentwurf erlebt, der immer noch ein
Referentenentwurf ist und noch nicht
einmal vom Regierungskabinett end-
gültig verabschiedet wurde“, sagte
Steffen Dittes, innenpolitischer Spre-
cher der Fraktion DIE LINKE im Thürin-
ger Landtag, in seinem Eröffnungsbei-
trag. Damit reagierte er auf den insbe-
sondere von der CDU-Landtagsopposi-
tion immer wieder verbreiteten Vor-
wurf, die Regierungskoalition wolle das
Vorschaltgesetz ohne Einbeziehung ei-
ner breiten Öffentlichkeit im Schnell-
durchlauf vom Parlament verabschie-
den. Dass dieser Vorwurf ins Leere
läuft, zeigte sich auch bei der Erläute-
rung des Zeitplanes der Beratung des
Gesetzes durch Steffen Dittes. 

Gesetz regelt Leitvorstellungen

Derzeit laufe das Regierungsanhö-
rungsverfahren der kommunalen Spit-
zenverbände, auf dieser Grundlage
werde der Entwurf am 12. April im Ka-
binett beraten und beschlossen und
anschließend dem Landtag zugeleitet.

Dieser befasst sich laut Plan am 20.
oder 21. April erstmalig damit. Dem
schließe sich das öffentliche parlamen-
tarische Anhörungsverfahren an, wel-
ches einen Monat andauere. Eine ab-
schließende Beratung sei dann in der
Juni-Sitzung des Landtages vorgese-
hen, damit mit der Beschlussfassung
das Gesetz am 1. Juli 2016 in Kraft tre-
ten könne. Mit dem Gesetz werden im
Kern die Leitvorstellungen zur Neuglie-
derung der Landkreise, kreisfreien
Städte und kreisangehörigen Gemein-

„Es ist an der Zeit, dass der von
allen Sinnesbehindertengruppen
geforderte Nachteilsausgleich für
Menschen mit Behinderungen in
Thüringen auf den Weg gebracht
wird. Die Linksfraktion unterstützt
die berechtigten Forderungen der
Verbände seit vielen Jahren und
sieht mit der rot-rot-grünen Lan-
desregierung die Möglichkeit, die-
se verwirklichen zu können“, so
MdL Karola Stange. Dabei sei es
ihr auch klar, „dass wir den Nach-
teilsausgleich nur Schritt für
Schritt umsetzen können“, jedoch
sei der aktuelle Doppelhaushalt
diesbezüglich vorbereitet. Rund
neun Millionen Euro seien entspre-
chend für dieses Jahr eingestellt
und für 2017 seien es 12,8 Millio-
nen Euro.

Die LINKE macht sich dafür
stark, dass das Landesblindengeld
von derzeit 270 Euro auf 400 Euro
bis zum Ende der Legislatur ange-
hoben wird und Thüringen die rote
Laterne im Vergleich zu anderen
Bundesländer abgibt. Auch sollen
nach Vorschlägen des Sozialmini-
steriums ein Gehörlosen- sowie
ein Taub-Blindengeld eingeführt
werden. 100 Euro im Monat seien
kein Luxus, sagt die Abgeordnete
und verweist auf Ausgaben etwa
für den Gebärdendolmetscher
oder die Lichtsignalanlage für die
Türklingel. Zudem würden bereits
heute in den Nachbarländern
Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Brandenburg gehörlose Menschen
einen Nachteilsausgleich erhalten,
und in Berlin, Bayern, Sachsen und
Sachsen-Anhalt werde ein Taub-
Blindengeld gezahlt.  

Landtagssitzungen: 
Die nächsten Plenarsitzungen

des Thüringer Landtags sind anbe-
raumt am 20., 21. und 22. April so-
wie in der Zeit vom 18. bis 20. Mai.
Die letzten Sitzungstage vor der
parlamentarischen Sommerpause
finden vom 22. bis 24. Juni statt.
Danach wird der Landtag wieder in
wieder  in der Zeit vom 31. August
bis 2. September planmäßig zu-
sammentreten.

Bei Interesse an Teilnahme an ei-
ner der Sitzungen auf der Besu-
chertribüne im Erfurter Landtag
bitte rechtzeitig in der Geschäfts-
stelle der Fraktion DIE LINKE mel-
den (Tel. 0361 3772295).

Immer auf dem Laufenden im
Internet unter: 

www.die-linke-thl.de            

Mit Unterstützung der Fraktion DIE
LINKE im Thüringer Landtag hat jetzt
das Netzwerk Frauengesundheit Thü-
ringen zu einer Fachtagung „Gesund-
heitsversorgung geflüchteter Frauen
in Thüringen“ in den Landtag nach Er-
furt eingeladen. Der Fachtag am 6.
April verfolgt das Ziel, Erfahrungen
aus den Bereichen Medizin, Versor-
gung und Betreuung auszutauschen
und zu bündeln, um sie Multiplikato-
ren und betroffenen Frauen zur Ver-
fügung zu stellen. In den Workshops
zu den Themen „Sexualität, Schwan-
gerschaft, Geburt“, „Genitalverstüm-
melung und deren Folgen“ sowie
„Traumasensible Beratung und Be-
gleitung“ wurden Themen behandelt,
die geflüchtete Frauen und Helfende
oft vor große Probleme stellen.
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VON A BIS Z:

WICHTIGE TERMINE

Geflüchtete Frauen Tuareg-Fotos Duale Hochschule

Sinnesbehindertengesetzden in Thüringen geregelt. In der sich
anschließenden Diskussion wurde ne-
ben konkreten regionalen Fragestel-
lungen insbesondere darauf verwie-
sen, dass stärker als bislang im Ge-
setzentwurf vorgesehen der Dreiklang
von Funktional-, Verwaltungs- und Ge-
bietsreform eine Akzentuierung erfah-
ren müsse. Derzeit finde  eine zu star-
ke Fokussierung auf das Element der
Gebietsreform stand. Die Debatte
machte allerdings auch deutlich, es
geht nicht mehr um das Ob, sondern
um das konkrete Wie der Umsetzung
der Funktional-, Verwaltungs- und Ge-
bietsreform im Freistaat.

Matthias Gärtner                

- Mit Verabschiedung des Vorschalt-
gesetzes (dem Rahmen- und Fahrplan
für die Gebietsreform) beginnt dann
der Gestaltungsprozess vor Ort. Wer
sich dann bis 2019 auf Abwehrkämpfe
beschränkt, ist nicht mehr Herr oder
Frau des Verfahrens. Deshalb Steffen
Dittes' Appell an die anwesenden Kom-
munalpolitikerInnen, diesen Prozess,
gemeinsam mit SPD und Grünen, zu
gestalten, offensiv auf die anderen de-
mokratischen Parteien im Kreistag, in
den Gemeinden zuzugehen.

- Mein ganz persönliches Fazit: ich
bin schlauer geworden, sowohl, was
die einzelnen Reformschritte angeht,
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Fit für die Zukunft
Vorschaltgesetz zur Funktional-, Verwaltungs- und Gebietsreform in der Diskussion

Aus dem Facebook-Protokoll

Die Abgeordnete Sabine Berninger
hat auf ihrer Facebook-Seite über die
Diskussion berichtet, damit Interessier-
te live dabei sein konnten. Folgend ein
kleiner Einblick:

- Verschiedene Karten mit Anzahl
und Zuschnitt der künftigen Kreise kur-
sieren, gelegentlich mit der Behaup-
tung, sie kämen aus Kreisen der Lan-
desregierung. Einer der Teilnehmer be-
trachtet beispielsweise die im Dezem-
ber durchgeführten 5 Regionalkonfe-
renzen als Festlegung der neuen Krei-
se, da sie „Anhörungen“ gewesen sei-
en. Dem ist natürlich nicht so. 

als auch, welche Befürchtungen (und
Skeptiker) „argumenten-resistent“
sind und was in der Debatte von uns
ReformbefürworterInnen noch genau-
er herausgearbeitet und den Leuten er-
klärt werden müsste.

Weitere Informationen der Linksfrak-
tion zum Thema:  http://www.die-linke-
thl.de/.../themen.../e_h/gebietsre-
form/

Leitbild und Presseveröffentlichun-
gen zum Vorschaltgesetz sind beim Mi-
nisterium zu  finden: http://www.thu-
eringen.de/th3/gebietsreform/in-
dex.aspx



Glyphosat ist offenbar überall

Mit der Ausstellung „Begegnun-
gen“ zeigt der Thüringer Landtag
bis zum 6. Mai  im Funktionsge-
bäude Kunst aus dem Eichsfeld.
Mit Kerstin Drescher, Camilla Or-
landie und Steffi Decker zeigen
drei Malerinnen ihre Werke. Außer-
dem dabei ist der Holzbildhauer
Heinz Günther. Die Ausstellung
kann wochentäglich in der Zeit von
08.00 bis 18.00 Uhr besichtigt
werden. Am Wochenende nach te-
lefonischer Vereinbarung (Frau Er-
lekampf, Tel. 0361/3772005)     

KURZ UND PRÄGNANT
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schaftler haben gesagt, dass durch das
Bundesinstitut für Risikobewertung
entscheidende Studien nicht zur Be-
wertung herangezogen wurden, so
zum Beispiel eine Reihe von Studien
aus den USA, die hohe Erkrankungsra-
ten an Krebs und anderen Erkrankun-
gen, gerade Nervenerkrankungen, in
Verbindung mit Glyphosat darstellen.

Landwirtschaft muss sich
von Glyphosat verabschieden

Fakt ist: In vitro, also im Reagenz-
glas, wurde die zellschädigende Wir-
kung von Glyphosat eindeutig nachge-
wiesen und das ist auch reproduzier-
bar. Daher hat sich die Weltgesund-
heitsorganisation gegen Glyphosat
ausgesprochen. Sie hat gesagt, Gly-
phosat ist potenziell krebserregend.

Das Vorsorgeprinzip gebietet daher
dringend, dass die Zulassung nicht ver-
längert wird. Und das Vorsorgeprinzip
gebietet auch dringend, dass der Ein-
satz von Glyphosat in bestimmten Be-
reichen vollständig verboten wird. Das
ist zum Beispiel in Parks, in öffentli-
chen Bereichen, auf öffentlichen Sied-
lungsflächen und in der Landwirt-
schaft, zumindest in der Vor-Ernte-Be-
handlung, weil man es da direkt auf die
Körner bekommt und dann mit dem
Vermahlen der Körner im Brot hat und
in allen Getreideprodukten.

Die Thüringer Landwirtschaft muss
sich auch darauf einstellen, sich von
Glyphosat zu verabschieden. Ich weiß,
dass die Thüringer Landesanstalt für
Landwirtschaft ein Forschungsprojekt
dazu unterhält. Das finde ich ganz
wichtig, weil es wichtig ist, alternative
Bewirtschaftungsmethoden und –sy-
steme zu entwickeln, damit Glyphosat
nicht weiter ein heimlicher potenzieller
Krankmacher bleibt.                              

Auf Antrag der Linksfraktion hat-
te sich der Landtag am 16. März im
Rahmen einer Aktuellen Stunde mit
dem Thema „Entscheidung zu Gly-
phosat auf EU-Ebene verschoben -
Konsequenzen für Thüringen!“ be-
schäftigt. Dazu sprach die LINKE
Agrarpolitikerin Dr. Johanna Sche-
ringer-Wright. Im Folgenden Auszü-
ge aus ihrer Rede aus dem Plenar-
protokoll:

Ausstellung: Kunst 
aus dem Eichsfeld

funden. Vor einem Dreivierteljahr habe
ich hier im Plenum ebenfalls die Frage
gestellt: Wie kommt es, dass 70 Pro-
zent aller untersuchten Urinproben von
Menschen in Deutschland mit Glypho-
sat belastet sind? Denn das Ergebnis
bedeutet, dass dieser Stoff durch den
Stoffwechsel der Menschen gegangen
ist. Haben die alle so viel Bier getrun-
ken? Oder liegt es am Brot, das wir es-
sen? Oder woran liegt es? Glyphosat

Eine Veränderung in der Thürin-
ger Archivlandschaft sowie eine
nachhaltige Stärkung der Qualität
ist nur mit einer Beteiligung aller
betroffenen Akteure zu realisieren,
sind sich die kulturpolitischen
Sprecherinnen der Koalitionsfrak-
tionen – Katja Mitteldorf (Fraktion
DIE LINKE), Dorothea Marx (SPD-
Fraktion) und Madeleine Henfling
(Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜ-
NEN) – einig. Umso mehr begrü-
ßen sie die Entscheidung zu der
von ihnen initiierten breiten
schriftlichen Anhörung im Aus-
schuss für Europa, Medien und
Kultur. Im Konzept der Regierungs-
kommission zur Reform der Thürin-
ger Landesverwaltung (Reformkon-
zept 2020) war vorgesehen, die
sechs selbständigen Staatsarchive
zu einer Behörde, einem Landesar-
chiv, zusammenzulegen. 

Neben der Verwaltungsent-
schlackung soll mit der Strukturre-
form eine bundesdeutsche Ent-
wicklung vollzogen werden. In den
letzten Jahren haben bereits sechs
Bundesländer ihre Archivstruktur
umgestellt und ein Landesarchiv
eingeführt. „Wir sind in intensiven
Gesprächen mit den einzelnen Ar-
chiven. Die Meinung der direkt von
der Reform Betroffenen ist uns
enorm wichtig. Daher stehen wir
schon seit geraumer Zeit im Aus-
tausch mit den Archiven. Bei der
schriftlichen Anhörung sollen auch
die Erfahrungen der anderen Bun-
desländer einfließen. Hierbei bietet
die schriftliche Anhörung einen ho-
hen wissenschaftlichen Mehrwert,
da die Einschätzungen nachhalti-
ger aufgearbeitet werden können“,
betonte Katja Mitteldorf.  

Die Staatsarchive haben einen
hohen Kooperationsgrad erarbei-
tet und gemeinsame Verwaltungs-
strukturen geschaffen. Wesentli-
che Aufgaben wurden zentralisiert,
so werden Digitalisierungsaufga-
ben im Weimarer Hauptstaatsar-
chiv wahrgenommen. Die Koopera-
tion wird von einer Leiterkonferenz
mit einem auf zwei Jahre gewähl-
ten Vorsitz gesteuert.                   

Novellierung des
Archivgesetzes

Dr. Johanna Scheringer-Wright in der Aktuellen Stunde der Fraktion DIE LINKE

Regelmäßige obligatorische Sehtests 

Zur kürzlich vorgestellten Ver-
kehrsunfallstatistik für Thüringen
2015 sagte die verkehrspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE
im Thüringer Landtag, Dr. Gudrun
Lukin: 

„Trotz des erfreulichen Rückgangs
von Unfällen junger Fahrer ist die Zahl
der Verkehrsunfälle mit Personenscha-
den insgesamt gestiegen. Gerade
Fahrzeugführer ab 65 Jahren sind bei
wachsender Verkehrsdichte durch
Fehler bei Vorfahrt und Abbiegen zu-
nehmend Unfallverursacher und zu-
gleich Betroffene bei Unfällen.“

Deshalb fordert die Deutsche Ver-
kehrswacht einen regelmäßigen obli-
gatorischen Sehtest bei Neuausstel-
lung des Führerscheins alle 15 Jahre.
Noch besser wäre ein regelmäßiger
Gesundheitscheck, vor allem für Fah-
rer ab 70“, betonte die Landtagsabge-
ordnete, die Vizepräsidentin der Deut-
sche Verkehrswacht e.V. und Vorsit-
zende der Landesverkehrswacht Thü-
ringen e.V. ist. Während die Fahrer-
laubnis für Berufskraftfahrer befristet
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ist offenbar überall. Der Agrarkonzern
Monsanto brachte Glyphosat 1974 un-
ter dem Namen Roundup auf den
Markt. Heute wird Glyphosat in ver-
schiedenen Varianten und von zahlrei-
chen Unternehmen produziert und ver-
trieben. Glyphosat ist also ein gängi-
ges Pflanzenvernichtungsmittel. Es
wird überall verwendet: in der Land-
wirtschaft, aber auch in öffentlichen
Parks, auf öffentlichen gepflasterten
Flächen. Daher sind gerade Kinder be-
sonders durch Glyphosat gefährdet.
Denn Kinder spielen draußen, setzen
sich auf den Boden, stecken ihre Fin-
ger in den Mund, das ist normal.

Im Rahmen der Bewertung zur er-
neuten EU-Zulassung wurde Glyphosat
Anfang 2014 durch das Bundesinstitut
für Risikobewertung leider eine grund-
sätzliche Unbedenklichkeit beschei-
nigt. Allerdings war diese Entschei-
dung hoch umstritten. Viele Wissen-

vergeben werde und an eine alle fünf
Jahre stattfindende ärztliche Untersu-
chung gekoppelt sei, habe der Führer-
schein eines PKW-Fahrers unbegrenz-
te Gültigkeit, unabhängig von dessen
Gesundheitszustand, gibt die Politike-
rin zu bedenken.

Auch 2015 gehe Alkohol als Haupt-
unfallursache zurück, mit Ausnahme
bei Radfahrern. Zugenommen hätten
dagegen Unfälle unter Drogeneinfluss
und leider auch die Rücksichtslosig-
keit. So seien anstelle von Tempo 80
im Jagdbergtunnel Spitzengeschwin-
digkeiten von 227 km/h gemessen
worden. 

„Es ist daher notwendig, sowohl die
Verkehrserziehung als auch die Kon-
trollen auszubauen. Noch besser wäre
es, kämen die dabei eingenommenen
Bußgelder der Verkehrssicherheitsar-
beit und der Beseitigung von Unfall-
schwerpunkten direkt zugute. Auch zu-
sätzliche Mittel für Bus und Bahn, die
sichersten Verkehrsmittel, wären hilf-
reich“, Gudrun Lukin abschließend.      

Am 8. März
wurde im Fach-
ausschuss der
EU die Ent-
scheidung über
die Zulassungs-
ver längerung
von Glyphosat
vertagt. Im
Fachausschuss
hätte es weder
für noch gegen eine Verlängerung der
Zulassung eine qualifizierte Mehrheit
gegeben. Frankreich, Schweden und
Italien hatten zuletzt Medienberichten
zufolge Bedenken geäußert. Die deut-
sche Bundesregierung hatte sich nicht
auf eine Position einigen können. Eine
qualifizierte Mehrheit im Fachaus-
schuss wären 55 Prozent der Mitglied-
staaten, die mindestens 65 Prozent
der EU-Bevölkerung repräsentieren.

Im Juni dieses Jahres läuft die Zulas-
sung des Pflanzenvernichtungswirk-
stoffs Glyphosat aus. Die Zulassungs-
verlängerung wird auch in der Bevölke-
rung kontrovers diskutiert. Kürzlich
ging durch die Medien, dass in den
zehn beliebtesten Biersorten in
Deutschland zum Teil extrem hohe
Werte von Glyphosat festgestellt wur-
den. Für Trinkwasser gibt es einen
Grenzwert von 0,1 Mikrogramm. Im
Bier wurden bis zu 38 Mikrogramm ge-

Zu einem Fachgespräch zum Thema
„Mindesthonorar für Solo-Selbststän-
dige – Weg oder Irrweg?“ laden die
Landtagsfraktion DIE LINKE und OWUS
Thüringen e.V. am Samstag, den 23.
April, in der Zeit von 10 bis 14 Uhr in
den Thüringer Landtag, Käte-Duncker-
Saal (F 201), ein. Dr. Dietmar Bartsch,
Vorsitzender Fraktion DIE LINKE im
Bundestag wird einen Impulsvortrag
halten. Er hatte im September einen
Vorschlag als Diskussionsgrundlage
unterbreitet, wonach er analog zum
Mindestlohn ein Mindesthonorar für
Solo-Selbstständige fordert und dies
insbesondere am Beispiel der „Click-
worker“, also Solo-Selbstständigen in
der digitalen Arbeitswelt, erläutert. Im
Fachgespräch geht es um die Möglich-
keiten, Vor- und Nachteile eines sol-
chen Mindesthonorars. 2014 erhielten
120.000 Solo-Selbstständige ergän-
zende Leistungen nach dem SGB II, die
Zahl der Antragsberechtigten dürfte
noch deutlich darüber liegen. 

Mindesthonorar für
Solo-Selbstständige?



Europa braucht 
mehr Demokratie
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DAS THEMA

Die europapolitische Strategie
des Freistaats Thüringen stand im
Rahmen einer Regierungserklärung
am 17. März im Mittelpunkt der De-
batte im Thüringer Landtag. Fol-
gend Auszüge aus der Rede von
Prof. Dr. Benjamin-Immanuel Hoff,
Chef der Staatskanzlei:

Europa braucht mehr Demokratie.
Was hier im Land bei der Debatte über
die europapolitische Strategie gilt,
muss erst recht auch auf europäischer
Ebene gelten. Die kritische Auseinan-
dersetzung mit TTIP, die großen De-
monstrationen, in denen Befürchtun-
gen gegenüber diesem Freihandelsab-
kommen zum Ausdruck gebracht wur-
den, zeigen, dass so wichtige Themen
wie die Zukunft des Welthandels nicht
Expertenkommissionen überlassen
bleiben dürfen, sondern dass es einen
öffentlichen Resonanzraum braucht,
um diese Fragen zu diskutieren.

Europäische Bürgerinitiative
war ein richtiger Ansatz

Die Proteste in vielen der sogenann-
ten Krisenländer der EU speisen sich
auch aus der Sorge, dass die eigenen
nationalen Parlamente nichts mehr zu
sagen haben. Wachsende Europaskep-
sis hat viel mit dem Gefühl von Ohn-
macht zu tun. Im digitalen Zeitalter
wollen die Bürgerinnen und Bürger
nicht mehr länger nur zusehen, son-
dern sie wollen aktiv eingebunden
sein, ihre Zukunft selbst in die Hand
nehmen, selbstständig agieren. 

In unserer europapolitischen Strate-
gie zeigen wir verschiedene Ansatz-
punkte für eine Stärkung der Demokra-
tie in Europa auf: Wir unterstützen For-
derungen des Europäischen Parla-
ments, als einziges direktes EU-Organ

Aus der Erklärung des Chefs der Staatskanzlei Prof. Dr. Benjamin-Immanuel Hoff

mehr Rechte zu erhalten, zum Beispiel
ein eigenes Initiativrecht, damit nicht
nur die Kommission und der Rat die
politische Agenda definieren.

Die Wahlen zum Europäischen Parla-
ment sollten europäischer werden.
Hier wurde mit der 2014 erstmals
praktizierten Aufstellung von Spitzen-
kandidaten ein Weg gewiesen, der nun

mokratie auf EU-Ebene sammeln. Glei-
chermaßen halten wir eine Stärkung
der europäischen Öffentlichkeit für er-
strebenswert, um die Entscheidungs-
prozesse konstruktiv zu begleiten. Ich
wünsche mir eine europäische Debat-
tenkultur. In Thüringen leisten wir mit
dem Europäischen Informationszen-
trum hierzu einen engagierten Beitrag.

unterstützt Thüringen die Einrichtung
eines dauerhaften, multilateral legiti-
mierten und rechtsstaatlichen interna-
tionalen Handelsgerichtshofs. Daran
werden wir die Vorschläge der Kom-
mission und auch etwaige Verhand-
lungsergebnisse messen. 

Ich erinnere daran, dass nach Auf-
fassung aller deutschen Länder TTIP
und CETA der Zustimmung nicht nur
des Europäischen Parlaments, son-
dern auch von Bundestag und Bundes-
rat bedürfen. Sie sind als sogenannte
gemischte Abkommen einzuordnen,
weil sie auch Gesetzgebungszuständig-
keiten der Mitgliedstaaten betreffen.
Beispiele sind der Investitionsschutz,
das Verkehrsrecht, die Anerkennung
von Berufsqualifikationen und der Ar-
beitsschutz. Aus diesem Grund bedür-
fen sie der mitgliedstaatlichen Ratifika-
tion. In Deutschland wiederum ist nach
unserer Überzeugung die Zustimmung
des Bundesrats im Rahmen der Ratifi-
kation erforderlich. Dies folgt entwe-
der schon aus Artikel 23 Abs. 1 Satz 2
Grundgesetz, weil durch die Handels-
abkommen Hoheitsrechte auch an die
EU übertragen werden. Es folgt jeden-
falls aber auch aus den nach Artikel 59
Abs. 2 Grundgesetz anwendbaren all-
gemeinen Regeln für die Ratifikation
völkerrechtlicher Verträge.

Macht die Türen des 
TTIP-Leseraums weiter auf

Wir können unsere Mitwirkungsrech-
te bei TTIP nur dann voll wahrnehmen,
wenn wir Zugang zu allen relevanten
Informationen haben und wenn in Be-
zug auf die Verhandlungen größtmögli-
che Transparenz herrscht. Die Einrich-
tung des TTIP-Leseraums im Bundes-
wirtschaftsministerium ist ein erster
kleiner Fortschritt. Aber es ist eine
Mindestlösung und sie reicht nicht aus
für die Einlösung tatsächlicher Trans-
parenz. Dass der Zugang zu diesem Le-
seraum für die deutschen Bundeslän-
der zurzeit allein auf Bundesratsmit-
glieder beschränkt bleibt – das heißt
also, weder Staatssekretärinnen und
Staatssekretäre noch leitende Beamte
der deutschen Länderbehörden kön-
nen in diesem TTIP-Leseraum die Un-
terlagen einsehen und damit tatsäch-
lich das tun, was ihre eigentliche Auf-
gabe ist: Politik, Beratung im Hinblick
auf die Auseinandersetzung mit TTIP zu
gestalten –, das halte ich für hoch be-
denklich, für unpraktisch und für eine
Einschränkung unserer Informations-
und Mitwirkungsrechte, die nicht ge-
rechtfertigt ist.

Insofern kann die Kurzfassung nur
lauten: Macht die Türen des Lese-
raums weiter auf. 

http://www.thueringen.de/mam/th
1/tsk/2016-03-17_regierungserkla-
rung_europa-strategie.pdf

Foto: B. Edelmann/TSK

„Wir brauchen soziale Mindeststandards in Europa“
In der Aussprache zur Regie-

rungserklärung ergriff für die LINKE
Jörg Kubitzki das Wort, der auch
Vorsitzender des Landtagsaus-
schusses für Europa, Kultur und
Medien ist. Seine Rede kann voll-
ständig auf der Internetseite der
Fraktion unter http://www.die-lin-
ke-thl.de/nc/fraktion/abgeordne-
te/joerg_kubitzki/plenarreden/
nachgelesen werden:

Er würdigte das Bemühen der Lan-
desregierung, eine europapolitische
Strategie für den Freistaat Thüringen
zu entwickeln. „Das ist ein neuer
Schritt, den ich gut finde. Uns muss es
dabei gelingen, wirklich die Menschen,
die Thüringerinnen und Thüringer ein-
beziehen. Tagtäglich erleben wir auch
in unseren Kommunen, wenn wir Ent-
scheidungen in den Kreistagen, in den
Gemeinderäten treffen, dann haben
wir es oft mit europäischen Entschei-
dungen zu tun, die wir umsetzen müs-
sen“, erklärte Jörg Kubitzki. 

Neu sei auch, dass diesmal der
Landtag so einbezogen werde, „dass
wir berechtigt sind, diese europapoliti-
sche Strategie fortzuschreiben und

dass wir nach Behandlung in den Aus-
schüssen der Landesregierung Emp-
fehlungen geben werden“. Er sei auch
der Landesregierung dankbar für ihre
Kritik an der fehlenden  Sozialunion.
„Wir haben unterschiedliche Lebens-
standards in den Ländern. Die Men-
schen in Europa wollen aber, dass sich
die Lebensverhältnisse auf einem ho-
hen Niveau angleichen. Deshalb brau-
chen wir soziale Mindeststandards in
allen europäischen Staaten. Wir brau-
chen einen europäischen Mindest-
lohn“, forderte der LINKE-Politiker.
Was wir aber nicht brauchen, sei „eine
Liberalisierung der sozialen und öffent-
lichen Daseinsvorsorge, das wollen die
Menschen nicht“. 

Jörg Kubitzki verwies auf die CDU-
Abgeordnete Marion Walsmann, die
die beabsichtigte Liberalisierung und
Privatisierung der Trinkwasserversor-
gung als positives Beispiel genannt
hatte, er betonte: „Da gab es den er-
sten europäischen Bürgerentscheid,
der dafür gesorgt hat, dass diese Priva-
tisierung des Trinkwassers in Europa
nicht stattgefunden hat. Ich erinnere
an die Debatte, die wir im Landtag ge-

führt haben, wo es um die Liberalisie-
rung des Rettungswesens ging, wo wir
unser Rettungsdienstgesetz so ange-
passt haben, dass in Thüringen eine Li-
beralisierung nicht möglich ist.“

Die Freizügigkeit in der Europäi-
schen Union nannte der Abgeordnete
„ein hohes Gut und dieses hohe Gut
muss gewahrt bleiben, dass die Men-
schen innerhalb der EU dort arbeiten,
leben, studieren können, wo sie das
wünschen“. Viele junge Menschen
auch aus Thüringen hätten davon
schon Gebrauch gemacht. Und auch
wir in Thüringen könnten Nutznießer
dieser Freizügigkeit sein. 

„Wir wissen alle, im Dienstleistungs-
bereich in unserem Land, im Pflegebe-
reich in unserem Land fehlen Fachkräf-
te und Arbeitskräfte. Deshalb finde ich
das auch gut, was die Landesregierung
gemacht hat, diesen Vertrag mit Grie-
chenland zur Ausbildung von jungen
Leuten hier in Thüringen. Wir brauchen
junge Leute, die in die Dienstleistung
gehen, wir brauchen junge Leute, die in
den Pflegebereich gehen, denn das
schaffen wir allein und ohne fremde
Hilfe nicht mehr.“                                

zum Beispiel mit einem einheitlichen
Wahlrecht und Wahltag weiter be-
schritten werden könnte. Wenn wir
über mehr Demokratie reden, gehört
dazu die Stärkung direktdemokrati-
scher Elemente. Die Einführung der Eu-
ropäischen Bürgerinitiative mit dem
Vertrag von Lissabon war ein richtiger
Ansatz. Dass sie unzureichend genutzt
wird, liegt daran, dass sie nicht prakti-
kabel ausgestaltet wurde. 

Insgesamt müssen wir mutiger sein
und Erfahrungen mit der direkten De-

Die Entwicklung von Normen und Stan-
dards in Handelsabkommen muss sich
konsequent an demokratischen Prinzi-
pien ausrichten. Die Definition dieser
Standards und Zulassungsverfahren
ist genauso wie ihre Weiterentwicklung
allein Sache des demokratisch legiti-
mierten Gesetzgebers. Die Landesre-
gierung lehnt spezielle Investitions-
schutzvorschriften und Streitbeile-
gungsmechanismen im Verhältnis In-
vestor und Staat ab. Sollte ein vollstän-
diger Verzicht nicht erreichbar sein,



Die LINKE-Landtagsfraktion und
die Landesarbeitsgemeinschaft
Wissenschaft und Hochschule der
Landespartei DIE LINKE laden am
Freitag, den 15. April, 09.00 bis
13.00 Uhr, zur Fachkonferenz
„Hochschulräte: zivilgesellschaftli-
cher Einfluss oder externe Domi-
nanz?“ in den Thüringer Landtag,
Käte-Duncker-Saal (F 201), nach Er-
furt ein.

Mit der Novelle des Thüringer Hoch-
schulgesetzes aus dem Jahr 2006 er-
setzten die Hochschulräte die bisheri-
gen Kuratorien. Die überwiegend ex-
ternen Mitglieder vereinten nun Kon-
troll- und Steuerungsaufgaben und
übernahmen Aufsichtsfunktionen. Der
damaligen CDU-Landesregierung lag
viel daran, dass „durch die Hinzuzie-
hung des im Hochschulrat gegebenen
externen Sachverstands (…) die Ein-
bettung der Hochschulen in das ge-
samte Wissenschafts- und Wirt-
schaftssystem (!) ebenso gefördert

schulforschung an der Universität Halle-
Wittenberg

10.00 Die Neufassung der Hoch-
schulräte in Niedersachsen, Ronja Hes-
se, Kevin Kunze, LandesAstenKonferenz
Niedersachsen

10.30 „Rat der Hochschule“ an der
FH Nordhausen – ein Dritter Weg?,
Streitgespräch zwischen Prof. Dr. Jörg
Wagner, Rektor der FH Nordhausen,
und Thomas Hoffmann, Personalrats-
vorsitzender der FH Nordhausen

11.00 Hochschulräte beratende
Stimme der Gesellschaft, LAG Wissen-
schaft/Hochschule, LINKE Thüringen

11.15 Hochschulräte: zivilgesell-
schaftlicher Einfluss oder externe Do-
minanz? Podiumsdiskussion: Prof. Dr.
Peter Scharff, Vorsitzender der Landes-
rektorenkonferenz, Dr. Josef Lange, Vor-
sitzender des Universitätsrates der FSU
Jena, Peer Pasternack, Mandy Gratz,
Vorstand des freien zusammenschlus-
ses der studentInnenschaften (fzs) e.V.,
Christian Schaft, Moderation: Frauke
Siebels, UNIversal/Radio F.R.E.I. 
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Mit der AfD haben sich unlängst
Mike Mohring, Vorsitzender der
CDU Thüringen und der CDU-Land-
tagsfraktion, sowie Sandro Witt,
stellvertretender Vorsitzender des
DGB Hessen-Thüringen, befasst.
Beide sind dabei zu kurz gesprun-
gen.

Die Gründe, die AfD zu themati-
sieren, lassen sich nachvollziehen.
In einem lesenswerten Beitrag der
Thüringer Allgemeinen wurde Moh-
rings CDU kürzlich attestiert, sie
sitze „in der Falle zwischen Rot-Rot-
Grün und AfD“. Von der Vision der
„Regierung im Wartestand“, die
Mohring bemüht, ist man meilen-
weit entfernt. Welche Antworten
hat der Doppelvorsitzende? Eine di-
rekte Zusammenarbeit mit der AfD
schließt er aus. Das wirkt unglaub-
würdig, ist sein AfD-„Sündenfall“
vom Spätherbst 2014 (der ihn den
Sitz im CDU-Bundesvorstand koste-
te) doch noch in Erinnerung. Ange-
sichts von AfD-Demonstrationen
will Mohring – der immer wieder mit
Kritik an der Flüchtlingspolitik der
eigenen Bundespartei kokettiert –
Debatten zurück in die Landtage
bringen.

Für Witt besteht der Ansatzpunkt
darin, wie er in der Thüringischen
Landeszeitung eher unglücklich for-
mulierte, „Gewerkschaftsmitglieder
wählen bunt“ – also auch AfD. Aller-
dings sind das für ihn vor allem
Wähler, die gegen einen immer we-
niger handlungsfähigen Staat prote-
stieren. Dass sich in der AfD auch
„bislang randständige nationalkon-
servative, nationalliberale und
christlich-fundamentalistische Mi-
lieus einerseits sowie neo-völkische
Strömungen“ (so die Frankfurter
Rundschau) formieren, blendet er
damit aus. Sein Rezept: man müsse
sich „wahrscheinlich deutlicher
ausdrücken“.

Mohring wie Witt warnen zudem
davor, die AfD „auszugrenzen“ –
und bedienen damit eine Legende.
Parlamentsrechte bemessen sich
nach Gesetzen und Geschäftsord-
nung. Die gelten für alle.               
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Legendenbildung
(wird) wie die Einbeziehung innovativer
Ansätze von außen“ (Landtagsdrucksa-
che 4/2296).

Diese Sichtweise wurde schon da-
mals kritisiert. Während Hochschulen
selbstverständlich ihre Rolle in der Ge-
sellschaft reflektieren müssen, ist die
Verengung auf eine wirtschaftliche
Perspektive zu hinterfragen. Zugleich
kann die externe Einflussnahme zu ei-
ner Schwächung der innerhochschuli-
schen Demokratie beitragen und die
Hochschulangehörigen entmündigen.
2016/17 steht Thüringen erneut vor
einer umfassenden Novelle des Hoch-
schulgesetzes. Mit der Konferenz sol-
len die Erfahrungen  diskutiert und
Nachbesserungsbedarf analysiert wer-
den.

Ablauf: 09.00 Begrüßung und Eröff-
nung, Christian Schaft, hochschul- und
wissenschaftspolitischer Sprecher,
Linksfraktion im Thüringer Landtag

09.15 Verhältnis von Hochschulräten
und Hochschuldemokratie, Peer Paster-
nack, Direktor des Instituts für Hoch-

Die Hochschul-Demokratie

Das Märchen vom bösen Wolf

Schon seit den Gebrüdern Grimm
werden Kindern Märchen erzählt, um
Werte und Normen zu vermitteln und
um zu erziehen. Wenn jedoch ein politi-
sches Thema zum Erzählen von Mär-
chen genutzt wird, ist es an der Zeit,
den Märchenerzähler einmal genauer
zu betrachten.

Es war einmal ein Märchenerzähler,
der nicht so recht wusste, was er
schreiben sollte. Er überlegte und über-
legte. Nach drei Stunden fiel ihm ein,
dass er letztens etwas von Grünkäpp-
chen gelesen hatte, die den Wolf ange-
griffen hat. Der Wolf, der eigentlich ein
lieber Wolf ist und sich stets für die Bil-
dungspolitik einsetzt, wurde von Grün-
käppchen, die eigentlich mit Bildung
nichts zu tun hat, sondern in ihrem
Korb Umwelt, Blumen und Energie mit
sich rumschleppt, kritisiert, weil der
Wolf etwas mitträgt, das zwar der Über-
zeugung des Wolfes, nicht aber der von
Grünkäppchen gerecht wird. Längst
sind sich Grünkäppchen und der Wolf
soweit einig geworden und der Streit
ist beigelegt, aber dem Märchenerzäh-
ler gefiel die Idee trotzdem. Also mach-
te er aus dem guten Wolf einen bösen
Wolf. Das hörte sich doch gleich viel in-
teressanter an. 

Unser Märchenerzähler begann eine
Geschichte, in der er behauptete, dass
der ach so böse Wolf total eingebildet
sei und sowieso denkt, dass er der bes-
sere Bildungsminister wäre, der zudem
noch Schimpfwörter benutzt im Streit
mit Grünkäppchen. Grünkäppchen je-
doch war kämpferisch und setzte sich
für die HortnerInnen, um die es in die-
sem Streit ging, ein. Grünkäppchen und
ihre Interessen, so dachte sich der Er-
zähler, könnten vom Wolf gefressen
werden. Dass sich der Wolf in Gegen-
wart und Vergangenheit immer für die
Beschäftigten des Bildungssektors
stark gemacht hat und ein friedlicher
Vegetarier ist, verschwieg der Mär-

despolitiker lächerlich macht und Kon-
flikte stilisiert und hochkocht, die anti-
demokratischen Kräfte, die braunen
Bären, stärkt, die nur darauf warten,
das Volk auf ihre Seite zu ziehen und
den Wolf mitsamt dem Grünkäppchen
zu fressen. Außerdem vergaß er, dass
Wölfe Rudeltiere sind, die sich zusam-
menrotten. Im guten Sinne können sie
zusammenarbeiten, um die Bildungspo-
litik im Lande zu gestalten. Aber wenn
sie böse werden, wenn man sie provo-

ziert, umkreisen die Wölfe ihre Beute,
bis sie mit ihren scharfen Zähnen ir-
gendwann zuschlagen. Wer hier als
Beute gesehen wird, ob es der Mär-
chenerzähler oder das Grünkäppchen
ist, kann sich der schlaue Märchenle-
ser nun denken. Und wenn sie sich
nicht abgeregt haben, zeigen sie ihre
Zähne noch heute.

Ich zumindest gehöre zum Rudel der
Wölfe. Eigentlich bin ich eine gute Wöl-
fin, die sich mit dem Oberwolf zusam-
menrottet und versucht, Einfluss auf
die Bildungspolitik zu nehmen. Ich bin
aber sehr loyal zu meinem Oberwolf.
Ich bewundere das, was er für die Bil-
dung im Lande tut und kann es nicht
akzeptieren, wenn Märchen auf dem
Rücken eines Themas erzählt werden,
welches mit der Betreuung unserer al-
ler Kinder zu tun hat. Ich frage mich,
was der Märchenerzähler bezweckt.
Vielleicht möchte er mit seiner Debatte
ganz andere Lebewesen des politi-
schen „Märchenwaldes“ zum Aufwind
verhelfen. Dem roten Fuchs in Jena
zum Beispiel. Oder dem schwarzen Ra-
ben. Doch darum geht es in diesem
Märchen nicht.  

Gastbeitrag von Doreen Amberg  

Fachkonferenz „Hochschulräte: zivilgesellschaftlicher Einfluss oder externe Dominanz“

chenerzähler. Das hätte nicht zur Bos-
haftigkeit des Wolfes gepasst. Nun ließ
der Erzähler den Streit so ausgehen,
dass Grünkäppchen sich durchgesetzt
hat und der Wolf, denn er war ja
schließlich eingebildet, auch von sich
dachte, dass er gewonnen habe. 

Leider vergaß unser Märchenerzäh-
ler so einiges. Er vergaß, dass man
sich, auch als Märchenerzähler, nicht
auf diese Art und Weise über Landes-
politiker äußern sollte, auch wenn es
Grünkäppchen und der Wolf sind. Er
vergaß, dass man, indem man die Lan-


